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// Im Blickpunkth

Der Entwurf des Wachstumsbeschleunigungsgesetzes besch�ftigt die steuerrechtliche Diskussion. Vieles ist gut gemeint,

aber nicht alles ist gelungen – so das Fazit von Scheunemann/Dennisen. Nachbesserungen sind wohl noch erforderlich.

Ebenfalls nicht praxisgerecht sind nach Auffassung von Sterzinger die j�ngst ergangenen drei BFH-Urteile zu den Nach-

weispflichten bei Ausfuhr- und innergemeinschaftlichen Lieferungen. Uckermann/Pradl stellen dar, wie der Verzicht eines

Gesellschafter-Gesch�ftsf�hrers auf noch nicht erdiente unmittelbare Versorgungsanspr�che nach der Past Service-Metho-

de als steuerlich anerkanntes Gestaltungsmodell genutzt werden kann.

Udo Eversloh, Ressortleiter Steuerrecht

Entscheidungen
BFH: Umsatzsteuerpflicht bei PKW-

�berlassung an Handelsvertreter

Der BFH hat durch Urteil vom 12.5.2009 – V R

24/08 – entschieden, dass nicht nur Leistungen

gegen Geldzahlung, sondern auch tausch�hnli-

che Vorg�nge der Umsatzsteuer unterliegen.

Strittig war, ob ein Unternehmer an Handelsver-

treter dadurch eine von ihm zu versteuernde

Leistung erbringt, dass er seinen Handelsvertre-

tern Kraftfahrzeuge zur Verf�gung stellt, die

diese zwar nur f�r Vertriebst�tigkeiten und nicht

auch f�r private Zwecke verwenden d�rfen, das

private Nutzungsverbot jedoch nicht hinrei-

chend �berwacht wird.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-2563-1

unterwww.betriebs-berater.de
(PM BFH vom 18.11.2009)

BFH: Entsch�digung f�r Arbeitszeit-

reduzierung

Der BFH hat durch Urteil vom 25.8.2009 – IX R 3/

09 – entschieden: Zahlt der Arbeitgeber seinem

Arbeitnehmer eine Abfindung, weil dieser seine

Wochenarbeitszeit aufgrund eines Vertrags zur

�nderung des Arbeitsverh�ltnisses unbefristet

reduziert, so kann darin eine beg�nstigt zu be-

steuernde Entsch�digung i. S. v. § 24 Nr. 1

Buchst. a EStG liegen.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-2563-2

unterwww.betriebs-berater.de
(PM BFH vom 18.11.2009)

BFH: Verj�hrungshemmung bei

Fahndungspr�fung

Der BFH hat durch Urteil vom 8.7.2009 – VIII R 5/

07 – entschieden:

Ermittlungen der Strafsachen- und Bußgeldstelle

des Finanzamts stellen keine Ermittlungen der

mit „der Steuerfahndung betrauten Dienststel-

len der Landesfinanzbeh�rden“ i. S. d. § 171

Abs. 5 Satz 1 AO dar und f�hren daher nicht zur

Ablaufhemmung nach dieser Vorschrift. Wurde

die Einleitung des Steuerstrafverfahrens wegen

des Verdachts bestimmter, in der Einleitungsver-

f�gung ausdr�cklich genannter Steuerstraftaten

dem Steuerpflichtigen bekannt gegeben, dann

ist der Ablauf der Festsetzungsfrist gem�ß § 171

Abs. 5 Satz 2 AO nur f�r diejenigen Steueran-

spr�che gehemmt, wegen deren vermeintlicher

Verletzung das Strafverfahren tats�chlich einge-

leitet und die Einleitung dem Steuerpflichtigen

bekannt gegeben wurde. Der zeitlich auf ein

Jahr begrenzte Umfang der Ablaufhemmung,

die durch die Erstattung einer Selbstanzeige ge-

m�ß § 171 Abs. 9 AO ausgel�st wird, kann durch

Steuerfahndungsermittlungen, die erst nach Ab-

lauf der ungehemmten Festsetzungsfrist aufge-

nommen wurden, nicht mehr erweitert werden.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-2563-3

unterwww.betriebs-berater.de

BFH: Ermittlung der Umsatzgrenze f�r

Buchf�hrungspflicht

Der BFH hat durch Urteil vom 7.10.2009 – II R

23/08 – entschieden:

Die f�r die Buchf�hrungspflicht maßgebliche

Umsatzgrenze i. S. d. § 141 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1

AO ist unter Einbeziehung der nicht umsatzsteu-

erbaren Auslandsums�tze zu ermitteln.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-2563-4

unterwww.betriebs-berater.de

BFH: Wesentliche Betriebsgrundlagen bei

Betriebsverpachtung

Der BFH hat durch Urteil vom 18.8.2009 – X R

20/06 – entschieden:

F�r die Anerkennung der gewerblichen Verpach-

tung reicht es aus, dass die wesentlichen, dem

Betrieb das Gepr�ge gebenden Betriebsgegen-

st�nde verpachtet werden. Hierzu z�hlt bei ei-

nem Handwerksbetrieb nicht das jederzeit wie-

derbeschaffbare Werkstattinventar.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-2563-5

unterwww.betriebs-berater.de

BFH: Eink�nfteerzielungsabsicht bei

jahrelangem Geb�udeleerstand

Der BFH hat durch Urteil vom 25.6.2009 – IX R

54/08 – entschieden:

Zeigt sich aufgrund bislang vergeblicher Ver-

mietungsbem�hungen, dass f�r das Objekt, so

wie es baulich gestaltet ist, kein Markt besteht

und die Immobilie deshalb nicht vermietbar

ist, so muss der Steuerpflichtige –will er seine

fortbestehende Vermietungsabsicht belegen –

zielgerichtet darauf hinwirken, unter Umst�n-

den auch durch bauliche Umgestaltungen ei-

nen vermietbaren Zustand des Objekts zu er-

reichen. Sonst spricht die Unt�tigkeit gegen

den endg�ltigen Entschluss zu vermieten oder

– sollte er bei seinen bisherigen, vergeblichen

Vermietungsbem�hungen mit Eink�nfteerzie-

lungsabsicht gehandelt haben – f�r deren Auf-

gabe.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-2563-6

unterwww.betriebs-berater.de

Nieders�chsisches FG: Solidarit�tszuschlag-

gesetz verfassungsm�ßig?

Das Nieders�chsische FG wird am 25.11.2009

�ber die Verfassungsm�ßigkeit des Solidarit�ts-

zuschlaggesetzes verhandeln (Az.: 7 K 143/08).

Streitig ist, ob der Solidarit�tszuschlag auch noch

f�r das Jahr 2007 festgesetzt werden durfte. Der

Kl�ger argumentiert, dass eine Erg�nzungsabga-

be nur zur Deckung vor�bergehender Bedarfs-

spritzen im Bundeshaushalt erhoben werden

d�rfe. Die gegenw�rtige Regelung verletze daher

verfassungsrechtliche Vorgaben. Das FA hinge-

gen verweist auf die BFH-Rechtsprechung, die

den Solidarit�tszuschlag jedenfalls f�r das Jahr

2002 f�r verfassungsgem�ß erachtet hat; die da-

gegen erhobene Verfassungsbeschwerde hatte

das BVerfG nicht zur Entscheidung angenom-

men.

Sollte das Gericht den Solidarit�tszuschlag

f�r 2007 f�r verfassungsrechtlich zul�ssig erach-

ten, wird es die Klage abweisen und ggf. die

Revision zum BFH zulassen; h�lt es dagegen das

Solidarit�tszuschlaggesetz f�r verfassungswidrig,

wird es das Klageverfahren aussetzen und die

Entscheidung des BVerfG einholen.
(PM Nieders�chsisches FG vom 12.11.2009)

St�ndige Mitarbeiter im Steuerrecht: RA StB Dr. Stefan Behrens, Frankfurt a.M.; Dipl.-Kfm. StB Oliver D�rfler, Frankfurt a.M.; Prof. Dr. W. Christian Lohse, Vorsitzender Richter am FG
M�nchena. D.;Dipl.-Kffr. StBinMartinaOrtmann-Babel, Stuttgart;Dr. J�rgenSchmidt-Troje, Pr�sident des FGK�ln a.D., K�ln;Prof.Dr.RomanSeer, Bochum;StBDr.AndreasS�ffing, Frankfurt
a.M.;Dr. Roland Wacker, Richter amBFH,M�nchen;Dipl.-Kfm.StBLarsZipfel, Stuttgart
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